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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2023
BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Klimapolitik

Am 18. Juni 2023 gelangte der indirekte Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative, der
mittlerweile unter dem Titel Bundesgesetz liber die Ziele im Klimaschutz, die
Innovation und die Starkung der Energiesicherheit (KIG) lief und meist als
«Klimagesetz» bezeichnet wurde, zur Abstimmung. Die Vorlage umfasste Fordergelder
fur den Ersatz von fossilen Heizungen und fur innovative Technologien sowie Ziele und
Richtwerte flr die Treibhausgasreduktion, etwa in Form von Reduktionszielen flr die
einzelnen Sektoren Verkehr, Industrie und Gebaude. Das grundlegende Ziel der Vorlage
lag in der Erreichung von Netto Null bis 2050. Die einzelnen daftr notwendigen
Massnahmen sollten jedoch erst im Rahmen der Weiterentwicklung des CO2-Gesetzes
festgelegt werden.

Gegen dieses neue Gesetz hatte die SVP erfolgreich das Referendum ergriffen. Sie
wurde dabei vom HEV und kleineren rechts-konservativen Parteien unterstitzt. Die
Gegnerschaft kritisierte, dass die Umsetzung des Gesetzes zwangslaufig zu einem
Verbot von Ol, Gas, Diesel und Benzin fiihren werde. Infolgedessen wiirden der
Strombedarf und die entsprechenden Kosten massiv steigen. Der erhéhte Strombedarf
werde wiederum dazu fuhren, dass die Landschaft mit Windkraftanlagen und
Solarpanels zerstért werde und trotzdem koénne es gerade im Winter zu einer
Strommangellage kommen.

Die Befiirworterinnen und Befiirworter des Klimagesetzes bestanden aus den Parteien
Grine, SP, GLP, Mitte, EVP sowie FDP.Liberale. Dazu gesellten sich noch zahlreiche
Organisationen und Verbande, wie etwa Swissmem, der Schweizer Tourismus-Verband
oder auch die Bankiervereinigung. Auch die Kantone, in Form der KdK, unterstitzten
das Gesetz. Koordiniert wurden die verschiedenen Akteurinnen und Akteure durch den
eigens fur den Abstimmungskampf gegrindeten «Verein Klimaschutz», welcher laut
eigenen Angaben Uber ein Budget von rund CHF 4 Mio verfligte. Das Komitee der
BeflUrwortenden argumentierte, dass die Vorlage den Klimaschutz stérke, wichtige
Anreize fiir die Abkehr von Ol und Gas setze und damit auch die Abhéngigkeit der
Schweiz von auslandischen Energielieferanten verringere. Die Bevolkerung und die
Schweizer Wirtschaft wirden finanziell entlastet, respektive bei der Entwicklung von
klimafreundlichen Technologien unterstutzt. Die Umsetzung des Gesetzes geschehe -
entgegen der Einschatzung der Gegnerschaft - ohne Verbote oder neue Abgaben.

In den Medien gab besonders die Position des HEV Schweiz zu reden. Dieser hatte die
Nein-Parole beschlossen, mehrere kantonale Sektionen sprachen sich jedoch fur ein Ja
oder fur Stimmfreigabe aus. Aufgrund der Kampagne des HEV, die sich optisch und
inhaltlich an der Kampagne der SVP ausrichtete, gab der damalige Stédnderat Ruedi
Noser (fdp, ZH) gar seinen Austritt aus dem HEV bekannt und kritisierte, dass der HEV
von der SVP Ubernommen worden sei. In den Medien meldeten sich auch die beiden
Klimawissenschaftler Thomas Stocker und Reto Knutti zu Wort. Wahrend sich Stocker
lber die grelle Kampagne der SVP, welche lediglich Angste schiire, und iiber einen vom
Komitee «Rettung Werkplatz Schweiz» an fast alle Schweizer Haushalte versendeten
Flyer enervierte - letzterer sei «unertraglich» und voller Unwahrheiten - monierte
Knutti, dass lediglich Uber die zu beflrchtenden Kosten und den Strom gesprochen
werde und nicht Uber den Nutzen, der in der Erhaltung unserer Lebensgrundlagen
liege.

Wie die APS- Zeitungs- und Inserateanalyse, welche im Vorfeld der Abstimmung
durchgefuhrt wurde, zeigte, wurde die Abstimmungsvorlage Uberdurchschnittlich stark
mit Inseraten beworben. Gut zwei Drittel der Inserate stammten dabei aus dem Lager
der Beflrwortenden, ein Drittel von den Gegnerinnen und Gegnern. Dieses Verhéltnis
deckte sich in etwa mit demjenigen zur Abstimmung Uber das CO2-Gesetz in 2021. Dem
Anfang Juni 2023 publizierten Zwischenbericht des Fég konnte entnommen werden,
dass das Klimagesetz in den Medien starke Beachtung fand und Uberwiegend positiv
darUber berichtet wurde. Interessanterweise I6sten nicht nur die offiziellen
Kampagnen-Starts von Beflrwortenden und Gegnerschaft, sondern auch die
Turbulenzen um die Position des HEV einen Peak in der Medienberichterstattung aus.
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In den Vorumfragen fand das Klimagesetz eine hohe, aber Uber die Zeit abnehmende
Zustimmung. So zeigte etwa die Anfang Juni 2023 veroéffentlichte dritte Umfragewelle
von 20 Minuten/Tamedia, dass 56 Prozent der Befragten dem Gesetz zustimmen
wollten («Ja» oder «Eher Ja»). Der Tages-Anzeiger griff aus dieser Vorumfrage die
Stimmungslage  der  Anhéangerinnen und  Anhénger der FDP  heraus.
Bemerkenswerterweise beabsichtigten diese grossmehrheitlich, die Vorlage
abzulehnen, obwohl die Partei offiziell die Ja-Parole beschlossen hatte.

Das Abstimmungsresultat vom 18. Juni fiel dann jedoch deutlicher aus, als es die
Vorumfragen prophezeit hatten. Bei einer Stimmbeteiligung von 42.5 Prozent stimmten
fast 60 Prozent der Stimmenden fir das neue Klimagesetz.

Abstimmung vom 18. Juni 2023

Beteiligung: 42.54%
-Ja: (569.1%)
-Nein: (40.9%)

Parolen:

-Ja: EVP, FDP (1*), GLP, GPS, Mitte, PdA, SP; SBV, SGB, VPOD
-Nein: EDU, Lega, SVP; HEV (4)

-Stimmfreigabe: SD

* in Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die Vox-Analyse brachte zu Tage, dass die Parteizugehorigkeit respektive -sympathie
ausschlaggebend war flir das Stimmverhalten. So sprachen sich lediglich Personen, die
sich als rechtsaussen bezeichneten und/oder sich der SVP zugehorig fuhlten,
mehrheitlich gegen das Klimagesetz aus. Anders als bei der Abstimmung im Jahr 2021
votierten die Sympathisantinnen und Sympathisanten der Mitte und der FDP nun
mehrheitlich fur das Klimagesetz (64% respektive 66%). Das Geschlecht war ebenfalls
ein wichtiger Faktor beim Abstimmungsverhalten: Frauen legten haufiger ein Ja in die
Urne als Ménner (63% respektive 55% Ja-Anteil). Zudem sprachen auch ein hoher
Bildungsgrad sowie ein hohes Salér tendenziell fur eine Zustimmung zum Klimagesetz.
Bei den Motiven fur oder gegen das Gesetz wurden insbesondere das Thema
«Umweltschutz» und «Kostenfolgen» genannt. Wahrend sich die Beflrwortenden also
vor allem einen Ausbau des Umweltschutzes erhofften, kritisierten die Gegnerinnen
und Gegner der Vorlage die Kosten, die mit der Umsetzung des Gesetzes einhergehen.
Die Medien ergéanzten, dass wohl auch die Unverbindlichkeit der Vorlage - sie bestand
bekannterweise mehrheitlich aus Zielen sowie Fordergeldern und nicht aus neuen
Abgaben - zum klaren Ja gefuhrt hatte. Zudem wurde an jenem Sonntag, im Gegensatz
zur Abstimmung Uber das CO2-Gesetz von 2021, nicht noch Uber weitere
umweltpolitische Anliegen abgestimmt, welche die landliche Bevolkerung vermehrt an
die Urne gelockt hatte und fir mehr Nein-Stimmen héatte sorgen kénnen. Bei der Frage
nach dem « Wie weiter¢» waren sich die Medien einig, dass die grosse Arbeit jetzt erst
anfange. Diese bestehe darin, rasch viel Strom zu produzieren. Die politischen Akteure
waren sich jedoch uneinig, wie dies am Besten geschehen solle. Zum einen befand sich
der sogenannte Mantelerlass zur Zeit der Abstimmung Uber das Klimagesetz auf der
Zielgeraden. Er soll die Erzeugung von Solar- und Windenergie sowie der Wasserkraft
stark vorantreiben. Zum anderen wurde bereits im August 2022 mit der
Unterschriftensammlung fur die Initiative «Jederzeit Strom fir alle (Blackout stoppen)»
gestartet, welche sich mehr oder weniger explizit fir den Bau neuer Atomkraftwerke
ausspricht. '
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POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 01.11.2017
DIANE PORCELLANA

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 30.11.1998
MARIANNE BENTELI

Sozialpolitik

Bevdlkerung und Arbeit
Arbeitsmarkt

Lors de la procédure de consultation sur les modifications d'ordonnances dans le
cadre de la mise en ceuvre de l'art. 121a de la Constitution (Cst), les avis relatifs a la
nouvelle obligation de communiquer les postes vacants ont été récoltés. A I'exception
de I'UDC, tous les participants ont approuvé les modifications de I'Ordonnance sur le
service de I'emploi (OSE). Les associations patronales ont toutefois pointé du doigt la
charge administrative supplémentaire engendrée par la mesure. En effet, les petites et
moyennes entreprises ne disposent pas forcément de personnel spécialisé, voire
d'unité juridique, pour y faire face. Concernant la valeur seuil basée sur le taux de
chémage a partir de laquelle [|'obligation devient effective pour la branche
professionnelle, trois cantons (JU, NE, Tl), le PS, les syndicats, I'Union des villes suisses
et les associations de travailleuses et travailleurs se sont prononcés en faveur de la
proposition du Conseil fédéral fixée a 5%. Les associations patronales, neuf cantons (Al,
BL, FR, GE, NW, OW, SZ, VS, ZG) et le PVL prénaient un seuil de 8%. S'agissant du délai
de restriction de l'information relative aux emplois vacants, treize cantons (AG, BE, BL,
BS, GE, GL, GR, NE, SG, SO, TI, UR, VS), le PRD, le PS, certains syndicats et associations
de travailleuses et travailleurs ont plaidé pour le délai de cing jours proposé par le
Conseil fédéral. Le PVL et les associations patronales et professionnelles souhaitaient
un délai de deux voire trois jours. Le canton de Schwyz a rejeté I'avance en terme
d'information. De plus, quinze associations patronales ont préconisé une mise au
concours immédiate en I'absence de dossiers de candidature pertinents. Les syndicats
et le PS voudraient soumettre les employeuses et employeurs a un devoir de
justification concernant I'évaluation d'un dossier comme non approprié. Les
exceptions a [I'obligation d'annonce des emplois vacants ont été accueillies
favorablement. Toutefois, les employeuses et employeurs aimeraient étendre les régles
d'exception. Pour les engagements de courte durée, ils ont soutenu la variante a
quatorze jours. Du co6té patronal, la variante plus généreuse (moins d'un mois) a été
préféerée. Finalement, les cantons ont salué le principe inscrit dans la Loi sur les
étrangers (LEtr), selon lequel ils sont responsables des contréles et des sanctions. 2

Arbeitszeit

In der Deutschschweiz wurde der Abstimmungskampf wegen der mangelnden
Unterstlitzung von SP und SGB nur sehr lau gefuhrt, ganz im Gegensatz zur Romandie,
wo die Gegner der Vorlage in den Medien starker prasent waren. Alle Parteien - mit
Ausnahme von PdA und SD - sowie die Gewerkschaften unterstitzten die Vorlage; die
Grinen waren uneins und beschlossen Stimmfreigabe. Am 29. November hiess das Volk
die Gesetzesrevision mit 63,4% Ja-Stimmen gut. Die Romandie zeigte sich dem neuen
Gesetz gegenlber kritischer als die Deutschschweiz, aber langst nicht mehr so negativ
wie 1996. Einzig die Kantone Jura (64,8% Nein-Stimmen), Neuenburg (51,6%) und
Freiburg (560,1%) lehnten ab, wahrend Genf (54,5% Ja-Stimmen), Waadt und Wallis (je
55,9%) zwar unterdurchschnittlich annahmen, ihr deutliche Ablehnung von 1996 aber
doch in eine Zustimmung umwandelten. Der Tessin, der zwei Jahre zuvor noch klar auf
der Seite der Nein-Stimmenden war, hiess das Gesetz im zweiten Anlauf mit 60,3% gut.
Die Deutschschweizer Kantone sagten alle deutlich ja, allerdings mit recht grossen
Unterschieden. Die Ja-Stimmen-Anteile lagen zwischen 58,8% (Thurgau) und 74,1%
(Zurich).

Abstimmung vom 29. November 1998

Beteiligung: 38,1%
Ja: 1'072'978 (63,4%)
Nein: 620'011(36,6%)

Parolen:

- Ja: CSP, CVP, EDU, EVP, FDP, FPS, LdU (1*), SPS (2*), SVP; SAV, SBV, SGB, SGV,
TravailSuisse, VSA

- Nein: KVP, PdA (1*), SD (1*); Frauen macht Politik (FraP)

- Stimmfreigabe: GPS (3*)

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®
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VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 09.12.2018
DIANE PORCELLANA

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.08.2023
GIADA GIANOLA

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 26.05.2017
DIANE PORCELLANA

Suite a la refonte partielle de la loi sur la durée du travail (LDT), I'ordonnance relative a
la loi sur la durée du travail (OLDT) est totalement révisée. Le projet prévoit un
assouplissement des dispositions sur le temps de travail et de repos pour répondre a
|"évolution des besoins sociaux, tout en protégeant les travailleuses et travailleurs. La
procédure de consultation s'est déroulée de septembre 2017 a janvier 2018. Sur les 78
reponses  obtenues, la plupart provenaient d'entreprises de transport
concessionnaires, d'associations des transports publics et de syndicats du secteur. Les
cantons se sont positionnés plutdt en faveur du projet, comme le PS et le CSPO. Du
cbté des associations faitiéres, I'Union des villes suisses (UVS) et le Groupement suisse
pour les régions de montagne (SAB) ont approuvé les modifications, contrairement a
I'USAM et a la Fédération suisse des avocats (FSA). Ces derniéres ont pointé du doigt
I'insécurité du droit générée par I'extension du champ d’application de la LDT aux
travailleuses et travailleurs employés par des tiers. S'agissant des autres milieux
intéressés, la révision a généralement été saluée. La version révisée entrera en vigueur
le 9 décembre 2018. *

Ende August 2023 veréffentlichte die WAK-NR ihren Entwurf zur Anderung des ArG in
Umsetzung einer parlamentarischen Initiative Dobler (fdp, SG) zur Streichung der
Pflicht zur Arbeitszeiterfassung fiir Arbeitnehmende von Start-ups. Der Entwurf sah
vor, dass Arbeitnenmende, die Anteile an Start-ups halten, in den ersten funf Jahren
nach Grindung des Start-ups nicht mehr verpflichtet sind, ihre Arbeitszeit zu erfassen.
Damit sollte die Flexibilitat der Start-ups verbessert werden. Hingegen sollten die
entsprechenden Mitarbeitenden weiterhin den Gesundheitsschutzbestimmungen
unterliegen. Die Kommission verzichtete darauf, den Begriff «Start-up>» zu definieren,
und sprach im Gesetzesentwurf lediglich von «seit weniger als funf Jahren bestehenden
Unternehmen». Zum Entwurf lagen zahlreiche Minderheitsantrége vor, unter anderem
ein Minderheitsantrag Wermuth (sp, AG) auf Nichteintreten.

Zum Vorentwurf des Gesetzes hatte von November 2022 bis Marz 2023 eine
Vernehmlassung stattgefunden, wobei 49 Stellungnahmen eingegangen waren.
Waéhrend die Hélfte der Kantone, FDP, Mitte und GLP sowie die
Arbeitgeberorganisationen die Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen fur Start-ups
beflrworteten - und ihnen der Entwurf teilweise gar zu wenig weit ging -, lehnten die
anderen Kantone, die SP und die Arbeitnehmerorganisationen den Entwurf ab, da sie
ihn als Schwéchung des Arbeitnehmerschutzes erachteten. Einig waren sich die
Kantone darin, dass verschiedene unklare Begriffe prazisiert werden sollten, da sie
sonst zu Missbrauch fuhren kénnten.

In der Folge hatte die WAK-NR die Verwaltung zwar damit beauftragt, die Begriffe
«Start-up» und «Mindestbeteiligung» zu préazisieren, dann aber im August 2023 mit 14
zu 8 Stimmen entschieden, diese Préazisierungen nicht in den Entwurf aufzunehmen
und ihn den Raten unverandert vorzulegen. °

Arbeitnehmerschutz

Le DEFR, mandaté par le Conseil fédéral, a proposé d'augmenter le nombre annuel de
controles relatifs au respect des conditions de salaire et de travail inscrit dans I'article
16e de I'Ordonnance sur les travailleurs détachés (Odét) de 27'000 & 35'000. La hausse
de 30% permettrait de garantir la densité de contréles nécessaire, suite a I'extension
de l'accord sur la libre circulation des personnes (ALCP) et au nombre croissant de
prises d'emploi de courte durée. Pour les financer, la Confédération et les autorités
cantonales devraient supporter une augmentation des colts d'au maximum 1'600'000
francs.

Lors de la procédure de consultation, 21 participants ont statué en faveur du projet, 24
contre et 4 neutres. Au niveau des cantons, 12 cantons (AG, BE, FR, GE, JU, LU, NE, SO,
TG, TI, VD, VS) ont soutenu le projet de modification et 11 (Al, AR, BS, GR, NW, OW, SG,
SZ, UR, ZG, ZH) étaient contre. Bale-Campagne, Glaris et Schaffhouse ont adopté une
position neutre. Les Verts, le PS, I'USS et Travail.Suisse ont supporté le projet mais
auraient souhaité avoir 50'000 contréles. Le Centre Patronal, la FER, la CPPREN, I'UVS
et la sec y étaient également favorables. Les partisans ont souligné la nécessité de
renforcer les contrdles en raison de I'augmentation des frontaliers et des résidents de
courte durée. Une hausse des contrdles protégerait plus efficacement, selon quelques-
uns, les conditions salariales et de travail. Le PDC, le PLR, I'UDC, I'USAM, la SSE,
ISOLSUISSE, I'USP, spbh, suissetec, I'UMS, I'Union des arts et métiers Bale-Ville, la
Chambre de commerce de Bale-Campagne ont rejeté la proposition. Certains
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 31.05.2021
DIANE PORCELLANA

MOTION
DATUM: 14.09.2023
MARLENE GERBER

estimaient que la qualité des contrdles était plus importante que la quantité. Selon eux,
|'amélioration de la qualité engendrera des colts. Ils ne souhaitent donc pas avoir une
hausse supplémentaire des dépenses en augmentant le nombre de contrdles. D'autres
étaient d'avis qu'il n'y aurait pas de bénéfice notable et que ca irait a I'encontre de
I'objectif de réaliser des contréles en fonction des risques. °

Le Conseil fédéral adopte le message et le projet de loi relatif a la révision partielle de
la loi sur les travailleurs détachés (LDét). Ce message met en ceuvre, entre autres, la
motion Abate (fdp, TI; Mo. 18.3473). La révision permet, d'une part, d'obliger les
entreprises de détachement & respecter les salaires minimaux cantonaux si leurs
travailleurs entrent dans le champ d'application a raison de la personne et a raison de la
matiere d'une loi cantonale sur le salaire minimum. D'autre part, elle permet
notamment a la Confédération de créer une plateforme de communication destinée
aux organes d'exécutions - partenaires sociaux et cantons - pour I'échange de
documents et d'informations dans le cadre de I'exécution de la LDét.

Lors de la procédure de consultation, 50 prises de position ont été rendues au DEFR.
S'agissant des dispositions relatives aux salaires minimaux, si pour la majorité des
cantons le projet favorise I'égalité de traitement entre les entreprises helvétiques et
étrangeres et permet d'éviter des distorsions de concurrence, Béle-Campagne et
Lucerne ne souhaitent pas I'exécution des salaires minimaux cantonaux soit régie par
des lois cantonales. Pour une douzaine d'associations faftieres de I'économie et autres
cercles consultés - USAM, UPS, HotellerieSuisse notamment -, le projet n'est pas
convainquant car les salaires minimaux cantonaux primeraient sur les salaires négociés
dans les CCT. Concernant le défaut d'exécution ou l'exécution imparfaite des taches
d'exécution, les nouvelles dispositions sont remises en cause en raison de la
jurisprudence du Tribunal fédéral et de la réglementation actuelle liée aux accords de
prestations avec la Confédération. Les positions favorables suggerent une utilisation
modérée des moyens publics et une transposition de la jurisprudence du Tribunal
fédéral dans laloi.”’

Soziale Gruppen
Menschen mit Behinderungen

Zur Verbesserung der Integration von Menschen mit Behinderungen im Arbeitsleben
reichte Christian Lohr (mitte, TG) eine Motion ein, in der er forderte, dass nicht mehr
langer nur die Arbeitnehmenden selber, sondern auch Arbeitgebende Gesuche fiir
Anpassungen am Arbeitsplatz zuhanden der IV stellen kénnen sollen. Dies sei im
Rahmen eines Austausches von Menschen mit einer Behinderung vorgeschlagen
worden. Dadurch kénnte die Belastung der Arbeitnehmenden verringert und durch
Einbezug des Arbeitgebenden eine effizientere Kommunikation mit der IV ermdglicht
werden, so Lohr.

Anders sah dies der Bundesrat in seiner Stellungnahme: Die Hilfsmittel mussten auf die
jeweiligen individuellen Bedurfnisse der versicherten Person zugeschnitten sein, die
einen Rechtsanspruch auf diese habe. Ein Gesuch durch Arbeitgebende kédme keiner
administrativen Vereinfachung gleich, da die versicherte Person dennoch im Zentrum
der Leistungsprifung stinde und zuséatzlich die Selbstbestimmung dieser dadurch
moglicherweise untergraben werden wirde. Der Bundesrat zeigte sich jedoch bereit,
Méglichkeiten flr eine administrative Erleichterung der Gesuchseinreichung durch die
Arbeitnehmenden zu prifen. Dazu sei jedoch keine Anpassung der gesetzlichen
Grundlage notig, wie dies die Motion fordere.

Im Nationalrat, der sich in der Herbstsession mit dem Vorstoss befasste, erwiderte
Lohr, dass es mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen administrativen Erleichterung
Uber das Formular der «FrUherfassung» nicht getan sei, da sich der Bedarf an
Hilfsmitteln am Arbeitsplatz selten zeitgleich mit dem Prozess der Friherfassung
ergebe. Der Motiondr betonte ferner, dass auch der Schweizerische
Arbeitgeberverband sein Anliegen unterstitze. Daraufhin nahm der Nationalrat den
Vorstoss mit 115 zu 66 Stimmen (2 Enthaltungen) an. Die ablehnenden Stimmen
stammten aus den Fraktionen der FDP und der SVP. ®
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Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Verbande

Die grossen Dachverbande der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften sowie
zahlreiche Branchenverbinde bezogen zu verschiedenen Zeitpunkten im Jahr 2021
Position zur Pandemiepolitik der Behdrden und stellten Forderungen dazu auf.
Wahrend Arbeitgebendenverbande aus verschiedenen Branchen wie auch die
Gewerkschaften sich in ihrer Unterstitzung fur Hilfsgelder und Kurzarbeit im Grossen
und Ganzen einig waren, traten bei anderen Massnahmen deutliche
Interessengegenséatze zutage.

Die Gewerkschafts-Dachverbande SGB und Travail.Suisse unterstitzten die beiden
Covid-Vorlagen in den Abstimmungen vom Juni und November 2021. Auch darlber
hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf die zentrale Bedeutung der
Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der Unterstiutzungsgelder fur betroffene
Unternehmen hin, um die sozialen und wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu
begrenzen; Travail.Suisse forderte Uberdies die Verlangerung dieser Massnahmen, bis
die Wirtschaft das Niveau vor Marz 2020 wieder erreicht hat. Bei Diskussionen uber
Massnahmenlockerungen mahnten SGB und Travail.Suisse meist zu behutsamen
Schritten, denn ein vorsichtiger Weg fihre letztlich schneller aus der Krise. Zu ihren
Hauptforderungen zahlten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fursorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice. Der SGB wies darauf hin, dass es als Folge der
Pandemie zu einer Zunahme prekérer Arbeitsverhéltnisse etwa bei Kurierdiensten oder
im Onlinehandel gekommen sei, was die Notwendigkeit von Gesamtarbeitsvertragen fur
diese Branchen verstarke. Travail.Suisse setzte sich zudem fir eine Beibehaltung der
offentlichen Finanzierung der Testkosten ein und erkléarte sich mit der Zertifikatspflicht
im Grundsatz einverstanden, warnte aber vor deren Anwendung am Arbeitsplatz.

Besonders stark profilierte sich der Arbeitgebendenverband des Gastgewerbes,
GastroSuisse, mit seinem Prasidenten Casimir Platzer, in der Offentlichkeit. Platzer
ausserte sich im Frihjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der
Innenrdume von Gastbetrieben und sprach von einer drohenden «Zerstérung der
Branche». Die Offnung der Innenrdume kam schliesslich im Rahmen eines
Lockerungspakets per Anfang Juni, freilich mit gewissen Einschrankungen - etwa einer
Sitzpflicht und einer Begrenzung auf vier Personen pro Tisch. Vor der Abstimmung vom
13. Juni sprach sich GastroSuisse fur ein Ja zum Covid-19-Gesetz aus, das unter
anderem die gesetzliche Grundlage fur die Hartefallgelder an die Gastrobranche
enthielt. Auch wenn Platzer in diesem Abstimmungskampf auf derselben Seite stand wie
der Bundesrat, wiederholte er in einem Interview mit der BZ im selben Monat eine
Aussage, die er schon im Vorjahr gemacht hatte: Er bewerte die Coronapolitik des
Bundesrats weiterhin mit der Note «ungeniigend». Seit Ende 2020 machten die
Behdrden «Panik mit diesen Varianten und Mutanten», was aus Platzers Sicht
Ubertrieben sei, die bis Ende Mai 2021 anhaltenden Einschrénkungen der Wirtschaft
seien nicht gerechtfertigt. Zudem fléssen die Hilfsgelder an die Gastrobetriebe
unregelmaéssig und langsam; damit dies bei einer kinftigen Pandemie rascher gehe,
hatte GastroSuisse bereits im Méarz eine Volksinitiative angeklndigt.

Nach den Sommerferien opponierte GastroSuisse dann scharf, aber vergeblich, gegen
die Plane des Bundesrats zur Ausweitung der Zertifikatspflicht auf die Innenrdume von
Gastrobetrieben. Weil Ungeimpfte nicht bereit sein ddrften, sich fur jeden
Restaurantbesuch testen zu lassen, beflirchtete GastroSuisse - unter anderem gestutzt
auf eine Umfrage unter seinen Mitgliedern - massive Umsatzeinbussen insbesondere
bei Betrieben auf dem Land, wo die Impfquote geringer war als in der Stadt.
GastroSuisse-Prasident Platzer sprach in dem Zusammenhang davon, dass der
Bundesrat die Impfquote auf dem Buckel des Gastgewerbes steigern wolle; zumindest
musse der Bund die zusatzlichen Umsatzverluste durch Hilfsgelder entschadigen.

In der Folge dusserten nicht nur Medien 6ffentliche Kritik an Platzer - der Blick nannte
ihn etwa «den Dauerempdrten», fir den «<immer die Beizer die Opfer sind» -, sondern
vermehrt auch Stimmen aus der Branche selbst. Dazu zahlten etwa die Direktorin der
Hotelfachschule Luzern Christa Augsburger, der langjéhrige Prasident des Zurcher
Wirteverbands Ernst Bachmann und Présidenten weiterer Kantonalverbande. Sie
machten geltend, dass es auch im Sinn des Gastgewerbes sei, wenn die
Zertifikatspflicht zu einer Reduktion der Fallzahlen fihre; andernfalls drohe mit einem
erneuten Lockdown ein weit schlimmeres Szenario. Ausserdem bedeute das «ewige
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Gejammer» einen Imageschaden fur die Branche. Die Energie solle besser auf den
Einsatz fur angemessene Hilfsgelder konzentriert werden. Mit Blick auf die Abstimmung
Uber die zweite Revision des Covid-19-Gesetzes im November, bei der sich die
Diskussion vor allem um das Zertifikat drehte, beschloss GastroSuisse dann
Stimmfreigabe. Hotelleriesuisse und der Schweizer Tourismusverband unterstitzten
die Vorlage hingegen, auch weil eine Zertifikatspflicht vielen Gasten - gerade auch aus
dem Ausland - Sicherheit gebe.

Manche dieser Forderungen von GastroSuisse waren nicht nur intern umstritten,
sondern wurden auch von den grossen Dachverbdnden Economiesuisse und Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV) nicht geteilt. Zu Dissonanzen fiihrte zunachst, dass die
beiden Dachverbande im Februar einen Vorschlag fir eine stufenweise Lockerung des
Lockdowns vorlegten, der die Offnung der Restaurants erst relativ spat, nach Impfung
aller Risikopersonen, ansetzte. Economiesuisse begriindete dies damit, dass man mit
dem Plan ein «ausgewogenes» Konzept habe vorlegen wollen, «mit dem alle
Planungssicherheit gewinnen». Ein erneuter Konflikt mit GastroSuisse entbrannte, als
sich Economiesuisse-Prasident Christoph Mader im August fur eine Zertifikatspflicht
auch in Gastbetrieben aussprach. GastroSuisse und Hotelleriesuisse zeigten sich
irritiert dartber, dass sie als direkt betroffene Branchenverbédnde von Economiesuisse
vorgéangig nicht einmal konsultiert worden seien.

Im Allgemeinen gaben sich Economiesuisse und SAV in ihren Positionen zur
Pandemiepolitik vergleichsweise staatstragend und versuchten insbesondere auf mehr
Planungssicherheit hinzuwirken. Zumindest in ihren O&ffentlich vorgetragenen
Forderungen war ein gewisses Bestreben zu erkennen, auf Maximalforderungen
zugunsten kurzfristiger Wirtschaftsinteressen zu verzichten und vielmehr eine
nachhaltige, letztlich auch im Interesse der Wirtschaft liegende Pandemiebewaltigung
zu unterstitzen. Im April handelten sich die beiden Verbénde allerdings heftige Kritik
ein, als sie davon sprachen, dass bis zu 30'000 Covid-19-Neuinfektionen pro Tag
«verkraftbar» seien, sobald die Risikopersonen geimpft seien. Sie mussten diese
Aussage in der Folge relativieren, hielten aber daran fest, dass sich die Massnahmen
nach einer Impfung breiterer Bevolkerungsgruppen weniger an den Ansteckungszahlen
und mehr an den Hospitalisationszahlen orientieren sollten. Ebenfalls im April
forderten Economiesuisse und SAV eine Offnung der Restaurantterrassen und die
Umwandlung der Homeoffice-Pflicht in eine Empfehlung. Im Herbst befurworteten die
beiden Dachverbdnde die Zertifikatspflicht, um drastischere Einschrankungen zu
vermeiden, und vertraten diese Haltung auch im Abstimmungskampf Uber die zweite
Revision des Covid-19-Gesetzes. Economiesuisse-Prasident Christoph Mader
argumentierte in einem Gastbeitrag in der NZZ, das Zertifikat helfe «ein Stlck
Normalitat im Alltag» zu ermoglichen und weitere Lockdowns zu vermeiden. Ausserdem
erleichtere es den internationalen Reiseverkehr, was gerade fur Geschaftsreisen
wichtig sei. Ein Wunsch nach Planungssicherheit war auch in der Forderung von
Economiesuisse und SAV vom Herbst zu erkennen, dass der Bund verbindlich erklaren
solle, ab welchen Impfquoten er einen Ausstieg aus den Massnahmen beschliessen
werde. Der Bundesrat lehnte einen solchen Automatismus indessen ab, da die
Entwicklung der Pandemie zu unberechenbar sei.

Der Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden
Abstimmungen Uber das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber
ansonsten grossere Distanz zu den Massnahmen des Bundes. So forderte er etwa
bereits im April eine sofortige Offnung aller damals aufgrund der zweiten
Pandemiewelle geschlossenen Wirtschaftszweige. Als der Bundesrat Ende Juni die
Homeoffice-Pflicht und das Testregime fur Unternehmen aufhob, begrisste der SGV
dies, forderte aber weitergehende Schritte: So sollten etwa auch die Einschrankungen
fur Gruppengrossen in Restaurants und - von deutlich grésserer Tragweite - die
besondere Lage gemass Epidemiengesetz aufgehoben werden. Die «Sonderrechte»,
welche die besondere Lage dem Bundesrat verschaffe, drohten geméass SGV «die
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kosten ins Unermessliche steigen» zu lassen.
Der SGV drang mit dieser Forderung indessen nicht durch; wie die NZZ zu bedenken
gab, hatte eine Aufhebung der besonderen Lage zur Folge, dass Massnahmen wie etwa
die Maskenpflicht im OV oder Vorgaben fiir Veranstaltungen dann wieder den Kantonen
obliegen wurden, womit ein Flickenteppich uneinheitlicher Massnahmen drohen
wirde. ?

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



BERICHT
DATUM: 31.12.2021
HANS-PETER SCHAUB

Jahresriickblick 2021: Verbande

2021 wurde die Verbandslandschaft in der Schweiz wie schon im Vorjahr wesentlich
durch das Coronavirus und die Massnahmen zu dessen Bekampfung gepragt. So
versuchten die Dachverbénde der Arbeitgebenden und der Gewerkschaften wie auch
zahlreiche Branchenverbande wiederholt mit Positionsbezlgen auf die Pandemiepolitik
der Behorden Einfluss zu nehmen. Wahrend in der Unterstitzung fur Hilfsgelder und
Kurzarbeit im Grossen und Ganzen Einigkeit zwischen Gewerkschaften und Verbanden
der Arbeitgebenden aus verschiedenen Branchen herrschte, traten bei anderen
Massnahmen deutliche Interessengegensatze zutage. Besonders stark profilierte sich in
der Offentlichkeit GastroSuisse mit seinem Prasidenten Casimir Platzer, der sich im
Frihjahr immer wieder mit markigen Worten gegen die Schliessung der Innenrdume von
Gastbetrieben und im Herbst gegen die Zertifikatspflicht in Restaurants dusserte. Diese
Forderungen brachten Platzer nicht nur mit manchen Gegenstimmen aus den eigenen
Reihen in Konflikt, sondern auch mit Economiesuisse und dem Schweizer
Arbeitgeberverband (SAV): Die beiden Dachverbadnde beflrworteten die
Zertifikatspflicht, forderten aber vom Bundesrat verbindliche Aussagen darlber, ab
welchen Impfquoten er welche Lockerungsschritte ausrufen werde. Der
Gewerbeverband (SGV) gab wie der SAV und Economiesuisse bei beiden Abstimmungen
Uber das Covid-19-Gesetz die Ja-Parole heraus, markierte aber ansonsten grossere
Distanz zu den Massnahmen des Bundes.

Auch die Gewerkschafts-Dachverbdnde SGB und Travail.Suisse unterstitzten die
beiden Covid-Vorlagen. Dartber hinaus wiesen die Gewerkschaften immer wieder auf
die zentrale Bedeutung der Kurzarbeit, des Erwerbsersatzes und der
Unterstlitzungsgelder flr betroffene Unternehmen hin, um die sozialen und
wirtschaftlichen Folgen der Pandemie zu begrenzen. Mit der Argumentation, dass ein
vorsichtiger Weg letztlich schneller aus der Krise fihre, mahnten SGB und Travail.Suisse
bei Diskussionen Uber Massnahmenlockerungen meist zu behutsamen Schritten. Zu
ihren Hauptforderungen zéhlten im Weiteren die Umsetzung und Kontrolle von
Schutzkonzepten am Arbeitsplatz sowie die Sicherstellung der Fursorgepflicht der
Arbeitgebenden auch im Homeoffice.

Eine strikte oder sogar absolute Beachtung individueller Freiheitsrechte und ein
verhaltnismassiges Vorgehen des Staats gehodrten zu den Hauptforderungen mehrerer
politischer Gruppierungen, die im Zuge der Proteste gegen die Covid-19-Massnahmen
entstanden und in der 6ffentlichen Debatte teilweise starke Beachtung fanden. Zu den
prominentesten dieser neuen Organisationen zahlten die «Freunde der Verfassung»,
die im Herbst 2021 bereits Gber 12'000 Mitglieder zahlten und die gleich bei mehreren
Referenden und Initiativen eine bemerkenswerte Fahigkeit zum Sammeln von
Unterschriften an den Tag legten. Weitere Organisationen, die sich zu Sprachrohren der
Covid-Protestbewegung entwickelten, waren die an die jlingere Generation gerichtete
Gruppierung «Mass-voll!», das «Aktionsblindnis Urkantone flr eine verninftige
Corona-Politik» sowie die «Freiheitstrychler». Auch wenn es zwischen diesen
Organisationen bisweilen Differenzen Uber Inhalte und Stil gab, waren sie in ihrer
Opposition gegen das Covid-19-Gesetz und gegen dessen zweite Revision geeint; sie
unterlagen indessen in beiden Volksabstimmungen klar.

Aber auch unabhéngig von der Pandemie machten Verbande und Organisationen im
Jahr 2021 von sich reden, so beispielsweise die Operation Libero, die sich gleich zu
Beginn des Jahres mit einem medienwirksamen Crowdfunding erfolgreich aus einem
Engpass bei der Finanzierung ihrer Fixkosten befreite, im Oktober mit Sanija Ameti eine
profilierte neue Co-Présidentin préasentierte und kurz darauf zusammen mit den
Grinen eine Volksinitiative fir eine engere Zusammenarbeit der Schweiz mit der EU
ankundigte.

Eher gegen den eigenen Willen geriet im Herbst die Gewerkschaft Unia in die
Schlagzeilen, weil der betrachtliche Umfang ihres Vermogens bekannt wurde. Die Unia
musste sich in der Folge gegen verschiedene Kritikpunkte verteidigen. Die Diskussion
befeuerte aber auch Ubergeordnete Debatten, die bereits davor am Laufen gewesen
waren, namentlich jene um eine angemessene Transparenz in der Politikfinanzierung
und jene um eine korrekte Abgeltung der Sozialpartner flr ihre quasistaatlichen
Aufgaben bei der Kontrolle der Einhaltung allgemeinverbindlicher
Gesamtarbeitsvertrage.

Auf der Seite der Arbeitgeber-Dachverbinde bekannten sich Economiesuisse, der SGV
und der SAV 2021 zum Ziel, in Zukunft eine starkere und harmonischere
Zusammenarbeit zugunsten der gemeinsamen Interessen zu pflegen. Das Bekenntnis ist
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als Neuanlauf zu werten, nachdem in den Vorjahren - etwa vor der Abstimmung zur
Konzernverantwortungsinitiative Ende 2020 - betrachtliche Spannungen zwischen SGV
und Economiesuisse zutage getreten waren und sich die Wirtschaftsverbande bei
verschiedenen Volksabstimmungen nur mit Mlhe oder gar nicht hatten durchsetzen
konnen. Dasselbe war im Jahr 2021 namentlich bei den Abstimmungen Uber das
Freihandelsabkommen mit Indonesien und das E-ID-Gesetz der Fall.

Auch andere Verbédnde engagierten sich mit wechselndem Erfolg in
Abstimmungskampfen. So konnte etwa der Bauernverband nach einer von ihm
angefuhrten Kampagne, die zu einer aussergewdhnlich starken Mobilisierung der
landlichen Bevdlkerung beitrug, im Juni die Ablehnung der Trinkwasserinitiative und der
Pestizidinitiative feiern. Intern gespalten war bei der Parolenfassung zur
Trinkwasserinitiative der Interessenverband der biologischen Landwirtschaft BioSuisse,
eine Mehrheit seiner Delegierten entschied sich schliesslich fur eine Nein-Empfehlung;
die Pestizidinitiative wurde von BioSuisse hingegen unterstitzt. Bei der Ablehnung des
CO2-Gesetzes gehorten Verbande des Autogewerbes und der Erddlindustrie, der
Hauseigentimerverband und GastroSuisse zu den Siegern. Die Gewerkschaften
wiederum konnten mit der Ablehnung des E-ID-Gesetzes und der Annahme der vom
Berufsverband der Pflegefachleute (SBK) lancierten Pflegeinitiative Erfolge feiern; dies
ist  umso bemerkenswerter, als davor noch nie in der Schweizer
Abstimmungsgeschichte eine gewerkschaftlich initiierte Volksinitiative an der Urne
angenommen worden war. Auf ahnlich erfolgreiche Kampagnen in der Zukunft hoffen
nebst der Operation Libero mit der oben erwéhnten Europainitiative auch GastroSuisse
mit seiner im Marz angekindigten Volksinitiative fir «gerechte Entschadigungen» in
kiinftigen Pandemiefallen sowie die GSoA mit ihrer Volksinitiative «Stopp F-35», welche
die vom Bund geplante Beschaffung von Kampfflugzeugen des Typs F-35 unterbinden
soll und fur die 2021 bereits die Unterschriftensammlung begann.

Der Anteil der Verbédnde an der Presseberichterstattung bewegte sich 2021 auf
dhnlichem Niveau wie in den beiden Vorjahren (vgl. Abbildung 2 der APS-
Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Im Jahresverlauf nahmen Verbande zwischen
September und November am meisten Raum ein (vgl. Abbildung 1). Dies hatte zum einen
mit der Berichterstattung zum Unia-Vermégen und zum SBK als Initiant der
Pflegeinitiative zu tun. Noch mehr trug die Kategorie «Andere Verbande» bei, von
denen neben der Operation Libero und GastroSuisse vor allem Gruppierungen der
Klimabewegung - unter anderem mit Protestaktionen von Extinction Rebellion und
einer Klage der Klimaseniorinnen - in der Presse von sich reden machten. ©

Jahresriickblick 2022: Verbande

In der Schweizer Verbandslandschaft kam es im Jahr 2022 zu einigen Verédnderungen.
So l6ste sich etwa die Aktion flr eine unabhéangige Schweiz (AUNS), die mit dem EWR-
Nein vor genau 30 Jahren ihren grossten Erfolg gefeiert hatte, auf Betreiben ihres
Grlndervaters Christoph Blocher auf und schloss sich mit zwei kleineren EU-kritischen
Vereinen zur neuen Organisation «Pro Schweiz>» zusammen. Angestrebt wird eine
verbesserte Referendums- und Initiativfahigkeit, nachdem es um die AUNS zuletzt
relativ ruhig geworden war. Mit der Neutralitatsinitiative beschloss «Pro Schweiz» an
ihrer Grindungsversammlung denn auch gleich die Lancierung ihres ersten
Initiativprojekts.

Auch bei den grossen Wirtschaftsverbianden gab es Neuerungen. Nachdem sich
Economiesuisse, der Arbeitgeberverband (SAV) und der Gewerbeverband (SGV) schon
2021 zu einer engeren Zusammenarbeit bekannt hatten, schlossen sie im Sommer 2022
auch mit dem Bauernverband (SBV) eine «strategische Allianz>». Die vier Allianzpartner
wollen sowohl bei Abstimmungskdmpfen als auch im Hinblick auf die eidgendssischen
Wahlen 2023 vermehrt «gemeinsam flr eine wirtschafts- und agrarfreundliche Politik
kéampfen». Der Schritt wurde weitherum als Reaktion darauf gewertet, dass die
Wirtschaftsverbéande zuletzt zunehmend Schwierigkeiten bekundet hatten, bei
Volksabstimmungen Mehrheiten fur ihre Positionen zu erhalten. Auch 2022 mussten sie
aus ihrer Sicht schmerzhafte Abstimmungsniederlagen einstecken, einerseits mit der
Annahme der Initiative fur ein Tabakwerbeverbot und des Filmgesetzes, andererseits
mit der Ablehnung der Reformen der Stempelsteuer und der Verrechnungssteuer. Dass
sie sich hingegen im September mit dem Ja zur AHV-21-Reform an der Urne knapp
durchsetzen konnten, wurde teilweise als erste Frucht der neuen Allianz mit dem SBV
interpretiert. Der SBV wiederum konnte sich Uber das deutliche Nein zur
Massentierhaltungsinitiative freuen.
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Eine besondere Entwicklung nahm im Jahresverlauf das Verhaltnis zwischen den
Krankenkassenverbanden Curafutura und Santésuisse, das meist angespannt gewesen
war, seitdem sich Curafutura 2013 von Santésuisse abgespaltet hatte: Aufgrund
zahlreicher inhaltlicher Differenzen, aber offenbar auch personlicher Animositaten
erreichte dieses Verhéltnis im Frihling 2022 zunachst einen Tiefpunkt, und
Gesundheitspolitikerinnen und -politiker aus dem gesamten politischen Spektrum
ausserten erheblichen Unmut Uber die schwierige Zusammenarbeit mit den tief
zerstrittenen Verbanden. Bis im Herbst entspannte sich das Verhéltnis indessen
deutlich, und beide Verbandsspitzen sprachen gar offentlich von einer moglichen
Wiedervereinigung.

Keine Fusion wird es bis auf Weiteres zwischen dem VPOD und dem
Bundespersonalverband (PVB) geben. Nachdem die beiden Gewerkschaften einen
solchen Schritt 2022 zunédchst erwogen hatten, wurde diese Option vom PVB
schliesslich verworfen. Der PVB will stattdessen eine Lésung aushandeln, bei der er als
Kollektivmitglied dem VPOD beitreten koénnte, womit seine unabhangige
Rechtspersonlichkeit gewahrt bliebe und dennoch eine engere Verzahnung der beiden
Gewerkschaften erreicht wirde.

Die Syna sorgte einerseits mit internen Konflikten fur Aufmerksamkeit und andererseits
mit einem von ihr und der Unia intensiv gefihrten Kampf mit dem Baumeisterverband
(SBV) um Anpassungen am Landesmantelvertrag im Bauhauptgewerbe. Die
Gewerkschaften veranlassten in dessen Rahmen im Herbst eine landesweite Reihe von
Arbeitsniederlegungen auf Baustellen.

An der Abstimmungsurne war die Bilanz auch fur die Gewerkschaften gemischt:
Wahrend sie bei der Erhéhung des Frauenrentenalters im Rahmen der AHV-Reform und
beim Medienpaket schmerzhafte Niederlagen einstecken mussten, standen sie bei den
Abstimmungen zur Stempel- und zur Verrechnungssteuer sowie zum Filmgesetz auf der
Siegerseite.

Schwierig verlief das Jahr fur mehrere Organisationen, die in den letzten Jahren im
Rahmen der Protestbewegung gegen die Covid-19-Massnahmen des Bundesrats
entstanden waren. So wurden die «Freunde der Verfassung» von internen Konflikten
und zwei RuUcktrittswellen aus dem Vereinsvorstand erschittert. Auch bei den
Freiheitstrychlern entbrannte ein heftiger Konflikt zwischen zwei Flhrungspersonen,
es kam zu Drohungen und Polizeieinsatzen. Der Verein «Mass-voll» wiederum musste
gleich zu Beginn des Jahres eine grossere Abspaltung verkraften, als viele Mitglieder
einen neuen Verein mit weniger politischer Ausrichtung griindeten. Insgesamt wurde es
um diese Organisationen im Vergleich zum Vorjahr deutlich stiller, teils wohl wegen
einer gewissen Lahmung durch diese internen Konflikte und teils wegen des Wegfalls
der wichtigsten Triebfeder und Zielscheibe ihrer Proteste: Der Bundesrat hatte im
Frihling 2022 die meisten Covid-Massnahmen aufgehoben. Dem Versuch eines Teils
der Bewegung, unter dem Namen «Aufrecht Schweiz» bei verschiedenen kantonalen
und kommunalen Parlaments- und Regierungswahlen politische Amter zu erringen, war
kein Erfolg beschieden. Die «Freunde der Verfassung» und «Mass-voll» konnten sich
immerhin Uber die Ablehnung des Medienpakets im Februar freuen, zu dessen
Gegnerinnen und Gegnern sie zahlten.

Auch verschiedene Gruppierungen der Klimabewegung vermochten sich und ihre
Forderungen nach griffigeren Klimaschutzmassnahmen ins mediale Scheinwerferlicht
zu ricken. Um dies zu erreichen und der Dringlichkeit ihrer Anliegen Nachdruck zu
verleihen, bedienten sie sich nebst Demonstrationen auch umstrittener und
moglicherweise unerlaubter Aktionsformen. Dazu gehdrten beispielsweise ein Aufruf
zur Militérdienstverweigerung (Waadtldnder Sektion von «Klimastreik Schweiz»), die
Blockade von Verkehrsachsen («Renovate Switzerland») oder das Luftablassen aus
Reifen von Geldndewagen («The Tyre Extinguishers»). Kritikerinnen und Kritiker
monierten, dass sich solche Gruppierungen radikalisiert hatten und damit den eigenen
Anliegen einen Barendienst erwiesen, weil sie die breite Offentlichkeit gegen sich
aufbrachten und diese mehr Uber die Aktionsformen als Uber die inhaltlichen
Forderungen der Klimabewegung diskutiere.

Insgesamt waren die Verbande in den Medien etwa gleich oft Thema wie in den beiden
Vorjahren. Erhohte Aufmerksamkeit gab es im Februar fir die doppelte
Abstimmungsniederlage der Economiesuisse (Kategorie «Industrieverbénde»), im Mai
far die Bemuhungen der Tourismusverbande um die Einstellung ukrainischer
Fluchtlinge, im Fruhling fur die Konflikte bei den Covid-Protestorganisationen und far
die F-35-Initiative der GSoA («ausserparteiliche Interessen») und schliesslich im Herbst
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fur die Arbeitsniederlegungen auf den Baustellen und die Lohnforderungen der
Gewerkschaften (siehe die APS-Zeitungsanalyse 2022 im Anhang). "

Industrie, Handel und Unternehmer

In der Volksabstimmung vom 1. Dezember Uber die Revision des Arbeitsgesetzes sahen
die Arbeitgeber eine Nagelprobe fiir die Bereitschaft der Schweizer Biirgerinnen und
Biirger, sich an die neuen Gegebenheiten eines globalisierten Marktes anzupassen.
Gross war denn auch die Enttauschung, als die von Gewerkschaften, der politischen
Linken und den Kirchen angefihrte Opposition gegen eine Lockerung der
Arbeitszeitbestimmungen eine deutliche Mehrheit hinter sich sammeln konnte. ™
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7) Communiqué de presse CER-CE du 28.5.21; FF, 2021, p.1120s; Rapport relatif aux résultats de la procédure de
consultation du 28.4.21

8) AB NR, 2023, S. 1631

9) Medienmitteilung GastroSuisse zu Abstimmungsparole, 8.10.21; Medienmitteilung SGB vom 10.12.21; Medienmitteilung SGB
vom 18.3.21; Medienmitteilung SGB vom 24.3.21; Medienmitteilung SGB vom 8.9.21; Medienmitteilung Travail.Suisse vom
13.4.21; Medienmitteilung Travail.Suisse vom 19.3.21; Medienmitteilung Travail.Suisse vom 24.9.21; Medienmitteilung
Travail.Suisse vom 28.10.21; Medienmitteilung Travail.Suisse vom 8.9.21; Blick, 16.2.21; NZZ, TA, 13.4.21; WOZ, 15.4.21; CdT,
21.4.21; NZZ,15.5.21; BZ, 5.6.21; NZZ, 24.6.21; AZ, 9.8.21; NZZ, 26.8.21; SGT, 7.9.21; NZZ, 8.9.21; Blick, 9.9., 21.9.21; NZZ, TA,
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11) APS-Zeitungsanalyse 2022 - Verbénde
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